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Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 2. März 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Beurlaubung von Studenten der bayerisdien Ingenieur- 
sdiulen durdi die Bundeswehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Roser, Ott, 
Dr. Jobst, Kiechle, Engelsberger, Biehle, Gerlach 
(Obernau), Sdiedl, Niegel, Dir. Sdiulze-Vorberg und Ge- 
nossen 

- Drudcsadie VI/1821 - 


Die Kleine Anfrage betreffend Beurlaubung von Studenten der 
bayerischen Ingenieurschulen durch die Bundeswehr beant- 
worte idi im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft wie folgt: 


1. Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, daß ab Winter- 
semester 1971 nur derjenige Student in eine bayerisdie Fadi- 
hodisdiule eintreten kann, der die sogenannte Fadihodisdiul- 
reife, Hodisdiulreife oder eine gleidiwertige Schulbildung be- 
sitzt? 

Die Bundesregierung hat im September 1968 von der beabsich- 
tigten Neuregelung der Ingenieurausbildung Kenntnis erhalten. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat daraufhin mit Schrei- 
ben vom 4. Oktober 1968 den Präsidenten der Ständigen Konfe- 
renz der Kultusminister der Länder gebeten, dafür zu sorgen, 
daß Wehrdienst leistende Studienbewerber durch die vorge- 
sehene Neuregelung keine Nachteile erleiden. Dieser Bitte 
wurde entsprochen. Die Empfehlungen der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister zur Fachhochschulgesetzgebung in den 
Ländern vom 12. März 1970 sehen einen Passus vor, wonach 
während einer Übergangszeit dienende Wehrpflichtige noch zu 
den alten Zulassungsbedingungen, also ohne Fachhochschul- 
reife, zugelassen werden. 

Die dienenden Wehrpflichtigen müssen sich allerdings nach der 
Umstellung des Studienplanes von der Ingenieurschule zur 
Fachhochschule dem höheren Ausbildungsniveau anpassen. Das 
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trifft aber nicht nur für sie zu, sondern für alle Studienbewerber, 
die aus irgen welchen Gründen gehindert waren, ihr Studium zu 
einem früheren Zeitpunkt aufzunehmen bzw. ungehindert fort- 
zusetzen. Im übrigen erleichtern die Hochschulen diese An- 
passung durch Einrichtung von Förderkursen. 


2. Warum hat der Bundesminister der Verteidigung die Truppe 
bisher nicht angewiesen, die ca. 400 Bewerber zum Sommer- 
semester 1971 unverzüglich zu beurlauben, damit sie das 
Ingenieurstudium aufnehmen können? 

Ich gehe bei der Beantwortung dieser Frage davon aus,* daß 
hiermit die zum 1. Oktober 1969 einberuf enen wehrpflichtigen 
Studienbewerber gemeint sind, die ein Studium an einer Inge- 
nieurschule oder an einer vergleichbaren Einrichtung im Som- 
mersemester 1971 aufnehmen wollen. Für diesen Personenkreis 
habe ich mit Erlaß vom 4. Januar 1971 angeordnet, daß sie auf 
Antrag zum Semesterbeginn, jedoch höchstens bis zu einem 
Monat vor Ablauf der regulären Dienstzeit, beurlaubt werden 
können. Wenn der beantragte Urlaub einen Monat übersteigt, 
ist in jedem Fall zu prüfen, ob eine besondere Härte nach § 8 
Abs, 3 Soldatenurlaubsverordnung vorliegt. Eine weitergehende 
Regelung würde das Problem der Wehrgerechtigkeit verschär- 
fen. Die Wehrpflichtigen, die nicht studieren wollen oder kön- 
nen, also die überwiegende Mehrzahl der Dienenden, sehen in 
den Sonderregelungen für Wehrdienst leistende Studienbewer- 
ber eine Privilegierung eines bestimmten Personenkreises und 
darin einen Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbehand- 
lung. Dazu kommt, daß andere Interessentengruppen jede 
Sonderregelung zum Anlaß nehmen, um gleiche oder ähnliche 
Forderungen zu stellen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Nidit- 
beurlaubung oben genannten Personenkreises als unbillige 
Härte gegenüber nicht-dienenden Ingenieurstudenten anzusehen 
wäre, da Letztgenannte das Studium praktisch dreieinhalb Jahre 
früher beenden können? 

Die Antwort auf diese Frage, soweit sie auf die zum 1. Oktober 
1969 einberuf enen Wehrpflichtigen abstellt, ergibt sich aus der 
Antwort zur Frage 2. 

Zur Situation der am 1. Januar 1970 oder 1. April 1970 einbe- 
rufenen Wehrpflichtigen dieses Personenkreises ist folgendes 
festzustellen: 

Entsprechend der Empfehlung der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder vom 12. März 1970 sieht auch das 
am 30. September 1970 vom Bayerischen Landtag verabschiedete 
Fachhochschulgesetz für Härtefälle eine Ausnahmemöglichkeit 
bis zum 1. August 1974 dahingehend vor, daß Wehrdienst 
leistende Studienbewerber ihr Studium an einer bayerischen 
Fachhochschule unmittelbar nach Beendigung ihrer Dienstzeit 
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auch ohne den Erwerb der Fachhodischulreife aufnehmen kön- 
nen, wenn sie ihr Studium wegen Ableistung des Wehrdienstes 
nicht vor dem 1. August 1971 antreten können. Damit entfällt 
die Notwendigkeit einer Beurlaubung der am 1. Januar 1970 
und 1. April 1970 zum Wehrdienst einberuf enen Studienbewer- 
ber, weil dieser Personenkreis nach planmäßiger Entlassung 
noch zu den alten Bedingungen das Studium aufnehmen kann. 
Ein über die Dauer des Wehrdienstes hinausgehender Zeitver- 
lust entsteht demnach nicht. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß das Thema der 
Kleinen Anfrage wiederholt Gegenstand von Mündlichen An- 
fragen war, und zwar am 15. November 1968, 5. November 1969, 
24. November 1969, 28. Januar 1970, 18. Februar 1970, 22. April 
1970, 4. Dezember 1970 und 10. Februar 1971. 

In Vertretung: 

. Berkhan 
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